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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Neue Haushaltsordnung 
passiert Ausschüsse

Es ist immer wieder ein 
gutes Gefühl zu sehen, 
wie die Arbeit mehrerer 
Jahre nach und nach 
Früchte trägt. Ein solcher 
Moment war für mich am 
Montagabend, als Haus-
halts- und Haushaltskon-
trollausschuss meinen 
Gesetzesentwurf für eine 
neue Haushaltsordnung 
der EU angenommen ha-
ben. Die Abstimmung 
dauerte über 2 Stunden. 
Damit ist die erste wichti-
ge Hürde überwunden.
Als nächstes steht die Ab-
stimmung im Plenum an, 
danach gibt der Minister-
rat sein Votum ab. Die 
Haushaltsordnung ist ein 
ganz wichtiges Projekt, 
weil damit viele Weichen 
für die Zukunft gestellt 
werden: Sie regelt nicht 
nur, wie der jährliche 
Haushaltsplan der EU 
aufgestellt wird, sondern 
zum Beispiel auch, welche 
Informationen die Kom-
mission über ihre Aktivitä-
ten veröffentlichen muss, 
wie Fördermittel beantragt 
werden können, oder mit 

welchen Kontrollen Zah-
lungsempfänger belegt 
werden. Der jetzt abge-
stimmte Entwurf räumt mit 
einigen jahrelangen juris-
tischen Streitpunkten auf 
und beinhaltet aus Sicht 
der europäischen Bürger 
zahlreiche Verbesserun-
gen in den Bereichen 
Transparenz, Effizienz 
und Verwaltungsvereinfa-
chung: So ist vorgesehen, 
dass die Kommission 
weitaus mehr Daten offen-
legen muss als bisher, 
zum Beispiel was die Per-
sonal- und Verwaltungs-
kosten angeht. Größere 
Mittelübertragungen, also 
Veränderungen am Haus-
haltsplan des laufenden 
Jahres, müssen vom Par-
lament bewilligt werden. 
Für die Empfänger von 
Fördergeldern werden die 
Dokumentations- und 
Kontrollvorschriften bei 
kleineren Summen erheb-
lich reduziert. Förderan-
träge werden vereinfacht, 
ihre Bearbeitung wird 
prinzipiell auf sechs Mo-
nate begrenzt, Auszah-
lungen sollen in der Regel 
innerhalb von dreißig Ta-
gen erfolgen. All das ist 
nicht weniger als ein
Quantensprung in der
Nutzerfreundlichkeit für 
die Empfänger von EU-
Fördergeldern wie Land-

wirte, Vereine oder Bil-
dungseinrichtungen.

„Sixpack“ für mehr 
Haushaltsdisziplin

Wir lernen aus den Lü-
cken und Unterlassungs-
sünden der bisherigen 
Währungsunion: Euro-
Mitgliedsländer, die ihr 
Haushaltsdefizit oder ihre 
Staatsverschuldung nicht 
im Griff haben, werden in 
Zukunft nicht mehr einfach 
um Strafen herumkom-
men. Dies ist eines der 
Hauptergebnisse der Ver-
handlungen um 6 Geset-
ze, den sogenannten „Six-
pack“, der jetzt vom Par-
lament angenommen 
worden ist. Das Maßnah-
menpaket zur europäi-
schen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik verschärft
den Stabilitäts- und 
Wachstumspakt von 
Maastricht erheblich. So 
kann die EU-Kommission 
in Zukunft Länder, deren 
Haushaltspolitik aus dem 
Ruder läuft, verwarnen. 
Diese Verwarnung kann 
nur von einer Mehrheit im 
Ministerrat blockiert wer-
den, wofür sich dieser 
dann öffentlich vor dem 
Parlament rechtfertigen 
muss. Die zweite Stufe 
bilden dann Sanktionen in 
Form von Straf-Kautionen, 
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wenn ein Land auf die 
Mahnungen der Kommis-
sion zu mehr Ausgaben-
disziplin nicht reagiert 
oder seine Schulden nicht 
schnell genug abbaut. 
Ignoriert der Staat die Auf-
lagen aus Brüssel weiter-
hin, so kann die Kaution in 
ein Bußgeld umgewandelt 
werden. Das Europapar-
lament hat auch das 
Recht errungen, Finanz-
minister von verwarnten 
Ländern zu Anhörungen 
einzuladen. Außerdem 
neu eingeführt wird eine 
Geldstrafe von 0,2% des 
Brut to in landsprodukts
(BIP) für verfälschte 
Schulden-Statistiken so-
wie eine Straf-Kaution von 
0,1% des BIP für Eurolän-
der, die es nicht schaffen, 
gesamtwirtschaftliche Un-
gleichgewichte, zum Bei-
spiel im Außenhandel, 
abzubauen.

Barroso hält Rede zur 
„Lage der Union“

Kommissionspräsident
Barroso hielt seine jährli-
che Rede zur Lage der 
Union vor den Europaab-
geordneten. „Wir dürfen 
die Errungenschaften ei-
nes vereinten Europas 
nicht in Frage stellen“, war 
seine Botschaft an die 
Parlamentarier. Barroso 

forderte außerdem, dass 
die EU angesichts der 
Krise mehr Kompetenzen 
im Bereich der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik 
erhalten sollte. Ohne die-
se könne eine gemeinsa-
me Währung nicht funkti-
onieren. 

Hilfe aus Europa für 
deutsche Arbeitslose

778 entlassene Arbeit-
nehmer in Arnsberg und 
Düsseldorf sollen Hilfen in 
Höhe von 4,35 Millionen 
Euro durch den Europäi-
schen Fonds für die An-
passung an die Globalisie-
rung erhalten. Die Abge-
ordneten haben dem An-
trag auf Hilfszahlungen für 
die ehemaligen Beschäf-
tigten von fünf Unterneh-
men der Automobilindust-
rie zugestimmt.

Ziel: Keine Unfalltoten
auf Europas Straßen

Auf Europas Straßen sol-
len Menschen im Stra-
ßenverkehr nicht mehr 
sterben. Das ist das lang-
fristige Ziel des Europa-
parlaments zur Verbesse-
rung der Sicherheit im 
Straßenverkehr. In einem 
ersten Schritt sollen nun 
zwischen 2010 und 2020 
die Zahl der Schwerver-

letzten um 40% und die 
der getöteten Kinder um 
60% reduziert werden. 
Das geht aus einem am 
Dienstag verabschiedeten 
Bericht zur Verkehrssi-
cherheit hervor. Außer-
dem solle die EU Alkohol-
Wegfahrsperren fördern 
und eine europaweite Ge-
schwindigkeitsbegrenzung 
von 30 km/h in Wohnge-
bieten anstreben. Das
Parlament empfiehlt zu-
dem eine verstärkte Har-
monisierung von Ver-
kehrsschildern, Regeln 
und Promillegrenzen.

Neue Steuer auf 
Finanztransaktionen 

Als weitere Maßnahme 
zur Bekämpfung von Fi-
nanzmarktgeschäften und 
zur Regulierung der Fi-
nanzmärkte legt die EU-
Kommission einen Ge-
setzentwurf zur Einfüh-
rung einer Steuer auf Fi-
nanztransaktionen vor. Bis 
zu 55 Mrd. Euro soll sie 
ab 2014 pro Jahr einbrin-
gen. Besteuert werden 
sollen Kauf und Verkauf 
von Aktien, Anleihen und 
anderen Wertpapieren 
zwischen Finanzinstituten. 
Ausgenommen ist das 
Privatkundengeschäft. Der 
Steuersatz soll bei vor-
aussichtlich 0,1% liegen. 
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